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Raumordnungspolitik gehört zur „sozialen" Marktwirtschaft

Die  fortsdireitende wirtsdiaft- 
lidie Integration in der EWG 

beginnt zunehmend die Standort
bedingungen in den beteiligten 
Ländern zu ändern. Dies ist der 
Hintergrund für die von Hamburg 
ausgegangene Initiative zur Bil
dung einer N orddeutsdien W irt
sdiaftsgemeinsdiaft. Die angestrebte 
Abstimmung der regionalen W irt- 
sdiaftspolitik soll den Naditeilen 
entgegenwirken, die sidi aus der 
ungünstigen geographisdien Rand
lage der vier Küstenländer erge
ben könnten. W enn nidit alles 
täusdit, wird die hier angespro- 
diene Intensivierung der Raum
ordnungspolitik in den nädisten 
Jahren weit über den norddeut
sdien Raum hinaus erheblich an 
A ktualität gewinnen.

„ R a u m n eu tra litä t“ 
staa tlicher In te rven tio n en ?

V erträgt sidi denn eine Raum
ordnungspolitik überhaupt mit un
serer liberalen W irtsdiaftsordnung? 
Eine A ntwort auf diese Frage muß 
davon ausgehen, daß der Staat 
heute an zahllosen Stellen in den 
W irtsdiaftsablaufinterveniert.V iele 
seiner Maßnahmen aber sind kei
neswegs „raumneutral". Das gilt 
für die W irtsdiaftspolitik ebenso 
wie für andere Tätigkeitsgebiete, 
etwa die Kulturpolitik. Es ergibt 
sidi dann beinahe von selbst, diese 
räumlidie Dimension staatlid ier 
Maßnahmen nidit nur passiv hin
zunehmen, sondern bewußt als Be
stimmungsgrund des Handelns zu 
betraditen, d. h. Raumordnungs
politik zu treiben, wobei in rein
ster Form die räumlidien Gesidits- 
punkte die prim ären sind.

Der W eg von der klassisdi-Iibe- 
ralen zur modernen neoliberalen 
Betradltungsweise ist eben audi in 
der Standorttheorie von der Er
kenntnis geprägt, daß das völlig 
freie Spiel der Kräfte nidit zum 
w irtsdiaftlidien Optimum führt, 
sondern daß es dazu gewisser Kor
rekturen bedarf, die im wesent-

lidien nur durdi staatlidie Instan
zen erfolgen können. Und darüber 
hinaus wird dem ökonomisdien 
Prinzip das soziale Prinzip kon
kurrierend an die Seite gestellt. Der 
„sozialen M arktw irtsdiaft" ent
spridit deshalb auf dem h ier dis
kutierten Gebiet die „soziale Raum
ordnung".

Ö konom ische u n d  so z ia le  
Z ie lse tzu n g en

Die ökonomisdie Zielsetzung der 
Raumordnungspolitik läßt sidi so 
kennzeichnen, daß langfristig das 
Wachstum der V olksw irtsdiaft 
durch die Erschließung aller verfüg
baren Prodiuktivkräfte gesteigert 
werden soll. Dabei müssen für Ge
biete mit niedrigem oder struktu
rell ungünstigem Entwicklungsstand 
die Startnaditeile im W ettbewerb 
kompensiert werden. Der Grund
gedanke ist also die Auslösung 
einer Art „Initialzündung", nadi der 
der Prozeß aus sicii selbst heraus 
weiterläuft, ähnlich der früheren 
Argum entation zugunsten von Er
ziehungszöllen.

Praktisch aber steht meistens die 
soziale Zielsetzung der Raumord
nungspolitik im V ordergnm d. Sie 
geht von der Norm „Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse" aus, die im 
Grundgesetz niedergelegt ist, aber 
auch in den EW G-Vertrag Eingang 
gefunden hat. Dadurch wird der 
geringen räumlichen M obilität der 
Menschen Rechnung getragen, in
dem der Schutzanspruch anerkannt 
wird, an  dem nun einmal gegebe
nen W ohnort vor einem allzu wei
ten Zurückbleiben des Lebensstan
dards hinter dem Durchschnitt aller 
Regionen des W irtschaftsgebietes 
bew ahrt zu werden. Allerdings 
kann auch als eigenständige Ziel
setzung die Gestaltung des Sied
lungsraumes auftreten, wie etwa 
bei der Entzerrung von Ballungs
zentren.

ökonomische und soziale Bestim
mungsgründe der f[.aumordnungs- 
politik stehen nicht selten in einem

gewissen Gegensatz zueinander. 
Man muß sidi dann darüber klar 
sein, daß die ökonomischen Kräfte 
sehr mächtig sind und deshalb Er
folge der Raumordnungspolitik ge
samtwirtschaftlich außerordentlich 
teuer werden, wenn nicht schlum
mernde Standortvorteile geweckt 
werden können, aus denen sich w ei
tere W achstumsimpulse ergeben. 
Fehlt diese stimulierende W irkung 
auf das W irtsdiaftswachstum, so 
haben z. B. rein  konservierende 
Standort-Subventionen — in der 
verschiedensten Form —, wie die 
meisten Subventionen, leicht die 
Eigenschaft, in  ein ständig größer 
werdendes Faß ohne Boden zu 
fließen. Da aber die für die Sub
ventionen notw endigen Mittel durch 
eine „Umverteilung" zwischen den 
Regionen aufgebracht werden vmd 
so die eigene Entwicklung der be
troffenen Regionen w ie die des ge
samten W irtschaftsraumes gehemmt 
wird, müssen stets beide Bestim
mungsgründe, ökonomische wie 
soziale, nebeneinander betrachtet 
werden.

K on junk tu rabschw ächung  
o ffenbart S trü k tu r feh le r

Raumördnungspolitik ist ihrer 
N atur nach Strukturpolitik und da
mit langfristigen Charakters. Ihre 
konkreten Ansatzpunkte aber treten 
uns häufig als scheinbar kurzfri
stige Probleme entgegen. Man 
braucht nur an die gegenwärtige 
Entwicklung in der Bundesrepublik 
zu denken, in der die V erlangsa
mung der konjunkturellen Expan
sion wirtschaftliche Strukturschwä- 
chen aufdeckt. In solchen Dämp
fungsphasen geraten  naturgemäß 
standortbenachteiligte Betriebe be
sonders leicht in Bedrängnis. Anders 
in der Hochkonjunktur, wenn der 
Sog der Nachfrage alle greifbaren 
Lieferquellen erfaßt, wobei Termine 
oft wichtiger sind als Preise. Dau
ert diese Anspannung aller Pro
duktivkräfte nur lange genug, so 
werden darüber hinaus in den w irt
schaftlich zurückgebliebenen Regio
nen neue Betriebe errichtet, weil 
allein dort — trotz der sich gleich-
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zeitig vollziehenden Abwanderung 
— nodi A rbeitskräfte mobilisiert 
werden können.

Dieser Vorgang hat sidi im ver
gangenen Jahrzehnt in der Bundes
republik abgespielt. Aber es dürfte 
sidi dabei dodi gezeigt haben, daß 
das W ohlstandsgefälle zwisdien 
den Ballungsräumen und den struk
turell benaditeiligten Gebieten re
lativ nodi größer geworden ist, 
audi wenn der Lebensstandard ab
solut überall kräftig gestiegen ist. 
Selbst eine anhaltend gute Kon- 
juktur kann offenbar eine syste- 
matisdie Raumordnungspolitik nidit 
überflüssig madien. Umgekehrt 
aber hilft die A ktivierung aller 
Produktivkräfte durdi regionale 
Förderungsmaßnahmen, konjunk
turelle Spannungen zu verm eiden 
bzw. zu mildern.

W esteuropa betreibt 
R eg io n a lp o litik

In der Bundesrepublik hatte  die 
Raumordnungspolitik bisher ihr 
Sdiwergewidit in der Förderung der 
Zonenrandgebiete, die teils durdi 
die Unterbrediung ihrer traditio
nellen W irtsdiaftsbeziehungen mit 
Gebieten jenseits des Eisernen Vor
hangs und teils durdi ihre einseitig 
agrarisdie W irtsdiaftsstruktur be- 
naditeiligt sind. Letzteres gilt audi 
nodi für eine Reihe anderer Ge
biete, w ie etwa für Ostfriesland 
und die Eifel. Erst allmählidi ist nadi 
der W iederaufbauphase die Aufga
be hinzugetreten, die Entwicklung 
der Ballungszonen rings um die 
großen Städte verstärkt in die 
Raumordnungspolitik einzubezie
hen. Ein ganz neues Element bilden 
jetzt die Ansätze zur Bildung der 
Norddeutschen Wirtschaftsgemein
schaft.

In dieser oder jener Form be
treibt heute jedes westeuropäische 
Land Raumoidnungspolitik, wobei 
die Problemstellung durdiaus ver
schiedene Akzente trägt. Die größte 
Aufgabe hat sich zweifellos Italien 
mit dem Ziel gestellt, den Süden 
des Landes aus seiner wirtschaftli
chen Rückständigkeit herauszufüh
ren. Die Fortschritte sind beaditlich. 
Die oben angeführte kritische Be- 
merktuig aber w ird bestärkt, wenn 
es trotz eines außerordentliciien 
Mittelaufwands erst in den letzten 
Jahren  gelungen ist, im unterent
wickelten Süden ein  schnelleres 
W irtschaftswaditum zu erzielen als 
im hochentwickelten Norden. In 
Frankreich soll der jahrhunderte
lang geförderten Tendenz zur Zen
tralisierung auf Paris entgegenge
w irkt werden. Ein umfassendes, 
abgestimmtes Programm ist bisher 
allerdings nicht aufgestellt worden. 
Ganz andere Probleme stellen sich 
in Großbritannien, wo einstmals 
blühende Industriegebiete durch 
technologische Veränderungen oder 
Verschiebungen der W ettbewerbs
lage (Kohlenbergbau, Schiffbau, 
Textilindustrie) zu N otstandsgebie
ten wurden.

V eränderte  V oraussetzungen  
in  d e r  EW G

Angesichts des Grundgedankens 
jeder wirtschaftlichen Integration, 
die Produktion am ökonomisch vor
teilhaftesten Standort erfolgen zu 
lassen, wurde auch die EWG-Kom
mission zwangsläufig mit der Raum
ordnung konfrontiert. In ihrem Ak
tionsprogramm geht sie davon aus, 
daß bei freiem W ettbewerb eine 
Vergrößerung der bestehenden Un
terschiede zu befürchten und des
halb eine aktive Regionalpolitik

unerläßlich sei. Andererseits muß 
auch verhindert werden, daß die 
nationalen Regierungen n id it unter 
dem Etikett der Raumordnungspo
litik die — sicher zuweilen schmerz
hafte — Anpassung der Produk
tionsstruktur an die Integrations
erfordernisse ungerechtfertigt er
schweren.

Die Einschaltung der EWG-Kom
mission bedeutet keineswegs Zen
tralisierung der gesamten Raumord
nungspolitik. A ber zumindest soll
ten die beteiligten Länder zu einer 
Koordination ihrer „raumwirksa
m en“ Maßnahmen veranlaßt w er
den. Das wird um so wichtiger, je  
m ehr die nationalen Grenzen ihre 
ökonomische Bedeutung verlieren 
und sich damit auch die Voraus
setzungen der bisherigen Raumord
nungspolitik ändern. So w erden 
Randlagen beseitigt, z. B. im Elsaß, 
oder sie w erden noch verstärkt, 
wie in Norddeutschland. Im zwei
ten Fall aber darf nicht das End
ziel der umfassenden europäischen 
Integration aus dem  Auge verloren 
werden, die durch die Einbeziehung 
Großbritanniens und Skandinaviens 
schlagartig neue V erhältnisse schaf
fen würde.

Die Bewältigung der Regional
probleme ist für die EWG nicht nur 
aus ökonomischen, sondern viel
leicht noch m ehr aus politisdien 
Gründen von größter Bedeutung. 
Die fortschreitende Integration der 
beteiligten Volkswirtschaften setzt 
nämlich ein zunehmendes Solidari
tätsgefühl unter den Menschen die
ses Raumes voraus. Das aber wird 
sich nur erreichen lassen, wenn es 
der EWG gelingt, ihren wirtschaft
lichen Erfolg in allen Regionen des 
Gemeinschaftsraumes spürbar wer
den zu lassen. (GG)

VEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE H A M B U RG E R  GI R O B A NK

Z E N T R A L E :  H A M B U R G  1 1 ,  A L T E R  W A L L  2 0 — 3 0,  T E L E F O N  3 6 1  0 6 1  
37 F I L I A L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N  I N  G R  O S S - H A M B U R G ,  C U X H A V E N  U N D  K I E L
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Eigendynamik der Raumordnungspolitik

Raum ordnungspolitik erfcißt den 
M ensdien in seiner räum lidien Be- 
zogenheit. Sie ist insofern nidit mit 
der Konjunktur-, Finanz-, V erkehrs
oder Agrarpolitik gleidizusetzen, 
als sie alle w irtsdiaftlidien Ent
sdieidungen durdidringt. Nahezu 
jede w irtsdiaftspolitisdie M aßnah
me enthält deshalb regionalw irksa
me Konsequenzen. Raumordnungs
politik umgreift in dem hier ver
standenen Sinne audi die Probleme 
des Städtebaus und der Landsdiafts- 
gestaltung sowie der Kulturpolitik 
und der Sozialhygiene. Die Gestal
tung des Raumes nadi kulturellen, 
tedinisdien und w irtsdiaftlidien Ge- 
siditspunkten ist daher als Teil der 
Gesellsdiaftspolitlk zu verstehen, 
deren tragendes Element die Frei
heit 'des Individuums darstellt.

Sozia leZ ie le ,in d iv id u e lle In teressen

Die Probleme der Raumordnungs
politik münden letztlidi in die Auf
gabe, das Prinzip der individuellen 
Freiheit dem gesellsdiaftlidi de
term inierten Ziel der räumlidien 
Ordnung des Staates zuzuordnen. 
Grundsätzlidi ist es dabei nidit 
möglidi, losgelöst von spezifisdien 
Kriterien, eine allgemeingültige 
Rangordnung der individuellen 
Freiheit aufzustellen. Die Bedeu
tung individueller und gesellsdiaft- 
lidier Ziele ist vielm ehr stets vom 
aktuellen  Problem abzuleiten. Ab
nehm ende Produktivität zusätzli- 
d ier Investitionen in Ballungszen
tren legt aus gesam twirtsdiaftlidien 
Überlegungen W adistumsbesdirän- 
kungen in den betreffenden Räumen 
nahe. Ferner sollten zur Verbesse
rung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung die bestehenden Be
lästigungen durdi Lärm, Gerudi 
und W asserversdim utzung verrin
gert werden. Im Interesse der Ge- 
sellsdiaft ist daher die Beein
flussung der einzelwirtsdiaftlidi 
freien Produktions- und Standort
wahl erforderlidi.

U niform ierung  
d er  W irtschaflsstruktur . . .

In Deutsdiland glaubte man (und 
glaubt man teilweise nodi heute), 
die infolge von industriellen Bal
lungen entstehenden Probleme

durdi Investitionsverbote in diesen 
Gebieten und durdi die Lenkung 
von w irtsdiaftlidien A ktivitäten in 
sdiw adi entwidcelte Räume nadi 
dem Motto „in jedes Dorf ein 
Sdiornstein, und das Gebiet ist sa
n ie rt“ lösen zu können. Derartigen 
Vorstellungen lag die Meinung zu
grunde, daß gleidie räumlidie 
Struktur, gleidie Didite der Besied- 
lomg, gleidie Intensität des Indu
striebesatzes sowie nur unbedeu
tende Untersdiiede in der Höhe 
des Sozialprodukts je  Kopf der Be
völkerung den erstrebensw erten 
Idealzustand bilden. Trotz ihres uto- 
pisdien Charakters w aren diese 
V orstellungen auf die regionalpoli- 
tisdien Diskussionen nidit ohne 
Einfluß. Die in  Agglomerationszen
tren entstehenden sozialen, kultu
rellen, politisdien und volkswirt- 
sdiaftlidien Probleme stehen der 
Funktionsfähigkeit dieser Räume 
entgegen. Die Verwirklidiim g von 
Dezentralisationen durdi V erlage
rung von Industriebetrieben oder 
durdi Investitionsverbote ist irreal.

. . . b ietet ke in e  Lösung

Aufgabe der Raumordnungspoli
tik sollte es daher sein, Investitions- 
entsdieidungen oder die Standort
wahl für künftige Industrieansied- 
lungen so zu beeinflussen, daß in 
Ballungsgebieten lediglidi soldie 
Produktionszweige expandieren, die 
aus produktionstedinisdien Grün
den ortsgebunden sind. Dieses Ziel 
läßt sidi leiditer realisieren, wenn 
die in Ballungsgebieten progres
siv steigenden Kosten für Trans
port, W asserversorgung, Abwasser
beseitigung, W ohnraumbesdiaffung
u. a. m. in  die einzelwirtsdiaftlidie 
Kalkulation eingehen. A la longue 
wird die Anlastung aller Kosten, 
die als Folge der industriellen Pro
duktion entstehen, zu einer stärke
ren Dispersion führen.

B ese itig u n g  so z ia le r  
u n d  w irtschaftlicher S p a n n u n g en

Obwohl sidi naturgegebene Ge
gensätze eines Staatsraumes, wie 
sie z. B. durdi untersdiiedlidies Kli
ma, Relief und Bodensdiätze ge
geben sind, durdi tedinisdie, wirt- 
sdiaftlidie oder soziale Maßnahmen

nidit vollständig ausgleidien las
sen, besteht eine w eitere Aufgabe 
der Raumordnungspolitik darin, ge- 
sellsdiaftspolitisdi unerw ünsdite 
W ohlstandsuntersdiiede zu harmo
nisieren.

Soweit Teilräume wegen ihrer un- 
zureidienden G rundausstattung mit 
öffentlidien Diensten in  die privat- 
w irtsdiaftlidie Standortwahl nidit 
einbezogen werden, bietet sidi der 
Regionalpolitik die M öglidikeit, auf 
die individuelle Standortwahl ein
zuwirken, ohne den M arktm edia- 
nismus zu stören. W ährend die 
Kommunen bisher nad i vollzoge
ner Standortwahl die öffentlidien 
Grundleistungen ausbauten, könn
te hier eine w eitsiditige Planimg 
der Raumordnung durdi Hrsdilie- 
ßung von Industriegelände und 
durdi die Bereitstellung der erfor- 
derlidien öffentlidien Dienste auf 
zivilisatorisdiem  und kulturellem  
Gebiet initiativ tätig werden. Die 
bisher gem aditen Erfahrungen 
empfehlen, Sdiw erpunkte in zen- 
trailen Orten zu bilden, die für 
eine erfolgreiche Ansiedlung von 
Industrieunternehm en geeignet sind.

Sofern durdi V erteuerung der 
Standortfaktoren in Ballungszen
tren  und durdi volksw irtsdiaftlidi 
sinnvolle Förderung von Industrie- 
ansiedlungen in  agrarisdien Pro
blemgebieten zusätzlidie A rbeits
plätze gesdiaffen werden, ist es 
möglidi, den aus der Landwirtsdiaft 
aussdieidenden M ensdien in der 
Nähe ihres bisherigen W ohnortes 
Besdiäftigung zu bieten. Dadurdi 
wird ein weiteres Ziel der Raum
ordnungspolitik, die Vermeidimg 
sozialer Erosion in diesen Räumen, 
verwirklidit.

S tärkere  K o o rd in ie ru n g  erw ünscht

Zielantinomien der Raumordnungs
politik können in einseitig struk
turierten Ballungsräumen entste
hen, w ie es gegenwärtig das Bei
spiel des Ruhrgebietes zeigt. Durdi 
die Absatzkrise des Steinkohlen
bergbaus verliert das Revier mög- 
lidierw eise den Ansdiluß an die 
allgem eine Entwidilung des Ein
kommensniveaus. Das Ausmaß der 
Ballung und die daraus resultieren
den Konsequenzen erfordern aus 
räum lidien Erwägungen cum grano 
salis das Verbot zusätzlidier Be
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triebsgründungen. Die Entwicklung 
der Einkommen und des kommuna
len Steueraufkommens verlangt 
dagegen zur Aufrechterhaltung des 
bisherigen Lebensstandards die An
siedlung von Industrien, deren 
Wacbstumsraten die Aufgabe zu- 
fällt, die stagnierenden Einkommen 
im Bergbau zu kompensieren. Eine 
gesellschaftspolitiscii befriedigende 
Lösung dieser Problematik setzt bei 
unveränderter Zielsetzung derRaum- 
ordnungspolitik eine Verbesserung 
des Finanzausgleiches voraus.

Der föderative Aufbau der Bun
desrepublik hat bisher zu unter
schiedlichen raumordnungspoliti
schen Maßnahmen geführt, sowohl 
im Hinblick auf die Förderung ge
werblich schwach strukturierter 
Räume als auch hinsichtlich einer 
gesamtwirtschaftlich optimalen Pla
nung der Raumordnung. Es w äre 
an der Zeit, daß Bund, Länder und 
Kommunen Übereinkommen, Raum
ordnungspolitik nach einheitlichen 
Kriterien zu betreiben. (dx)

Neue Impulse durdi Raumordnung

U m  zu einem Urteil darüber zu 
kommen, ob eine Raumordnungs
politik in ein liberales System paßt, 
müssen zunächst die Fragen beant
w ortet werden, wer den Charakter 
unserer W irtschaft prägt und die 
„natürliche“ Raumordnung bestimmt 
und  welche wirtschaftspolitischen 
Prinzipien sich als vernünftig an
bieten.

Wer p rä g t d e n  C harakter  
unserer W irtschaft?

Die moderne Technik bietet eine 
solche Vielfalt möglicher betrieb
licher Kombinationen und eine so 
hohe Leistungsfähigkeit, daß die 
industrielle Produktion das vor
herrschende dynamische Element 
und die Grundlage des W ohl
stands und des materiellen Fort
schritts geworden ist. Auf ihrer 
K raft beruht z. B. die Rentabilität 
des Hausbesitzes ebenso wie die 
der Dienstleiistungsberufe aller

Schattierungen. Sie hat die Voll
beschäftigung herbeigeiührt und 
die Einkommen bei hoher Stabili
tä t von W irtschaft und W ährung 
expandieren lassen. N ur auf ihrer 
Grundlage w ar es möglich, daß die 
Industrie gegenüber der Landwirt
schaft und daß schließlich der Sek
tor der Dienstleistungen gegenüber 
diesen beiden W irtschaftsbereichen 
einen immer größeren Teil der Be
schäftigten an sich zog.

W er bestim m t 
d ie  „na türliche“ R a u m o rd n u n g ?

Die neuen Produktionsverfahren, 
Grundstoffe, Energiequellen und 
die moderne Verkehrswirtschaft 
haben die Unternehmen in der 
Kombination der Produktionsfak
toren beweglicher werden lassen. 
Die Kostensubstitution ist leichter 
geworden. Das gibt auch in der 
W ahl der Standorte einen w eite
ren Spielraum. Es ist je tzt mög

lich, den wirtschaftlichen Ballungs
räumen eher Herr zu werden. Den
noch prägen sie w eiterhin die w irt
schaftliche „Landschaft" und geben 
so dem Raum weitgehend sein 
Aussehen. Sie stellen der Raum
ordnung die schwersten Aufgaben.

D ie W a h l v e rn ü n ftig e r  P rin z ip ien

Die Fülle der von der Technik 
gegebenen Möglichkeiten, sich zu 
betätigen und zu entfalten, kann 
zum größtmöglichen Vorteil aller 
nur genutzt werden, wenn sich 
jeder im Rahmen seiner Fähigkei
ten und der von Recht und Sitte 
gezogenen Grenzen am Prozeß der 
Produktion und Verteilung frei be
teiligen kann. W ohl sind die Ver
hältnisse heute so kompliziert, daß 
manche Grenze spürbar wird. W er 
aber zusätzlich Grenzen ziehen 
will — z. B. der Staat —, trägt die 
Beweislast für ihre Sinnreichheit 
und Notwendigkeit. Liberalismus 
und Freizügigkeit sind in unserer 
Wirtschaft deshalb weniger unter 
ethischem als vor allem unter dem 
Aspekt der Rationalität und W ohl
standsmaximierung oberstes Gebot. 
So darf auch der Staat nicht mehr 
als „gouvernment“, sondern muß 
als „administration“ verstanden 
werden.

D er „geom etrische O rt“ 
d er  R a u m o rd n u n g sp o litik

Aus dieser Perspektive ergibt 
sich der „geometrische O rt“ der 
Raumordnungspolitik von selbst: 
Auch sie steht, w ie jede W irtschafts
politik der Lenkung und des Ein
griffs, dem liberalen Prinzip ent
gegen. Sie muß also beweisen, daß
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sie zu etwas gut und nützlich ist. 
In der Bundesrepublik geschieht 
das teilw eise in der Erfüllung der 
Aufgaben, die sie sich seit langem 
stellt: Förderung bestimmter Ge
biete mit Hilfe des Bundes und 
der Länder und Unterstützung von 
Projekten im Bereich der Kreise, 
Gemeinden und der Kreis-, Ge
meinde- und Landsciiaftsverbände. 
Dabei steh t fest: Der oben skiz
zierte Charakter der Gesellschaft 
ist „totalitär"; das menschliche 
Leben w ird bis in a lle  V erästelun
gen hinein von der Produktion 
beeinflußt. Das liegt im W esen des 
modernen privaten  Kapitalismus, 
und zwar in einem durchaus posi
tiven Sinne. Es konstituiert eine 
Lebensform allseitiger Interdepen
denz, die eigentlicii nur einen exi
stenziellen Zwang kennt: den V er
zicht auf traditionelle Bindungen, 
die den technischen Fortschritt 
hemmen.

R eg io n a le  F örderung

Es gibt nun Relikte in diesem 
Tableau, Residuen, die zwar teil
weise unser Bedürfnis nach Ro
mantik befriedigen mögen, die aber 
objektiv betrachtet Hemmnisfak
toren unserer W irtschaftsgesell- 
sdiaft darstellen. Beziehen sich 
diese Henunnisfaktoren auf den 
Raum, so erscheinen sie als Ge
biete mit überwiegend kleinbäuer
licher oder einseitig kleinindu
strieller Struktur im toten W inkel 
der Produktions-, Handels- und 
Finanzzentren. Es gibt aber auch 
Räume, die nur durch politische 
Umstände ins Hintertreffen gera
ten sind, früher hingegen durchaus 
eine zeitgemäße Gestaltimg auf
wiesen. In beiden Fällen ist eine 
A rt räumlicher Sozialpolitik gebo
ten, deren Form von der in Deutsch
land vorherrschenden Wirtschafts
struktur vorgeschrieben wird: Auf
bau und Ausbau lebensfähiger Pro- 
duktionsuntem ehmen. A ttraktive 
Produktions-, Kosten- und Absatz
verhältnisse sind die Vorausset
zungen einer derartigen Politik. 
Es gilt auch zu erreichen, daß die 
erwirtschafteten Überschüsse w ie
der in der begünstigten Region an
gelegt werden, ja, in Zukunft auch 
Gewinne aus anderen Regionen zu 
M arktbedingungen herangezogen 
w erden können.

Seien wir uns der Problematik 
bewußt: Für die Zonenrand- und 
Sanierungsgebiete ist schon viel 
getan worden. Die Erfolge haben 
sich mit der Hochkonjunktur in 
Gestalt von Vollbeschäftigung und 
höherem Lebensstandard einge
stellt. Ob diese Regionen aber 
wirklich gesund geworden sind, 
w ird sich erst in einer Depressions
phase erweisen können. Die kon
junkturellen W echsellagen können 
der Raumordnungspolitik Hilfe und 
Bestätigung bieten, sie können 
aber ebensoigut verschleiern und 
desillusionieren.

Z e n tr ifu g a l o rd n en !

Raumordnung ist eine Aufgabe, 
die sich nicht nur bei den w irt
schaftlich zurückgebliebenen Regio
nen stellt. Sie stellt sich m ehr noch 
für die Sammelgebiete. Die Stich
worte sind: Krisenfestigkeit, so
ziale und physische Hygiene, Ra
tionalität. Dabei sollte die Kon
zeption, der Entschluß zentral, die 
Ausführung aber so dezentral wie 
nur möglich sein; denn mir „Front
nähe" kann entscheiden, was wirk
lich nötig ist. Die Erkenntnis des
sen hingegen, was im Grundsatz 
richtig ist, entspringt besser dem 
übergeordneten Blickwinkel. Es 
muß nämlich verm ieden werden, 
daß sich der Autarkiegedanke ein
schleicht, daß der „regionale Egois
mus" selbstgenügsame Raumpar
tikel anvisiert.

H ier wird die Problematik viel
fältig. Ist der Entschluß gefaßt, ein 
Gebiet zu sanieren oder einem 
Ballungsraum eine gesündere Struk
tur zu geben, empfiehlt es sich, 
die Träger dezentraler Raumord
nung handlungsfähig zu machen, 
d. h. ihnen vor allem eigene Finan
zierungsquellen zu erschließen. Das 
ist ein Problem der Finanzverfas
sung, der Zuweisung von Steuern, 
der A usstattung mit so viel Rechts
persönlichkeit, daß die Emissions
fähigkeit gew ährleistet ist. Man 
sollte auch überlegen, welche Ar
ten von Gebietskörperschaften be
sonders geeignet sind, für sich 
oder im schnellen, eventuell wech
selnden Zusammenschluß wirklich 
handlungsfähig zu sein, der All
gemeinheit den größten Nutzen zu 
bringen und ein Gegengewicht zur

Zentrale darzustellen, ohne/sie  zu 
lähmen. Gemeinden, Kreise und 
ihre Verbundformen bieten sich 
an. Die Länder würden in der Lö
sung dieser Aufgaben eher etwas 
anachronistisch wirken.

Man sollte sich aber davor hü
ten, nun die ganze Bundesrepublik 
neu durchorganisieren zu wollen: 
Raumordnung ist eine Aufgabe 
partieller, begrenzter Natur, die 
ebenso energisch wie behutsam 
angepackt werden muß. Staat und 
W irtschaft sind heute so kompli
ziert, daß zu ehrgeizige Reorgani
sationspläne die Gefahr der Er
schöpfung auf halbem W ege, da
mit aber des völligen Chaos mit 
sich bringen, und das um so mehr, 
wenn diese Aufgaben, streng ge
nommen, systemfremd sind. Das 
Gegebene jeder Regionalpolitik ist 
die Verhandlung am „Runden 
Tisch", zu der sich die V ertreter 
der untergeordneten Gebietskör
perschaften und der am Förde- 
rungsgebiet interessierten W irt
schaftskreise zusammenfinden soll
ten. Auf überregionale Koordinie
rung wird in bestimm ten Fällen, 
zum Beispiel bei der V erkehrspla
nung, nicht zu verzichten sein. 
Auch muß verm ieden werden, daß 
sich Maßnahmen für aneinander 
grenzende Gebiete widersprechen 
und etwa ihre Unternehmen dis
kriminieren.

K ein  g em ein sa m er N enner  
in  d e r  E W G  . . .

Unverständlich ist, wie im EWG- 
V ertrag der W ettbew erbsgedanke 
auch bei den regionalpolitischen 
Normen so stark  ins Spiel gebracht 
werden konnte. Der W ettbewerb 
als konstitutives Element ratio
nellster Nutzung des technischen 
Fortschritts im  Interesse des Ge
meinwohls ist lebensnotwendig; 
als Ordnungsprinzip für Stabilität 
und gerechte V erteilung ist er 
utopisch. Einer als unerläßlich 
anerkannten Raumordnimgspolitik 
legt dieses Prinzip unnötige Fes
seln an. Es sind auch zu viele Kri
terien nötig, um sagen zu können, 
wann eine Politik der regionalen 
Förderung zur „W ettbewerbsver
zerrung" führt. Unberechtigt wären 
solche Vorwürfe tatsächlich nur 
dann, wenn die Erzeugnisse des 
geförderten Unternehmens die
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Grenze des Förderungsgebietes 
nicht überschritten und wenn die 
in dieses Gebiet verkauften kon
kurrierenden Produkte obendrein 
entsprechend subventioniert w ür
den: Ein Gedanke, der zu absurd 
ist, um diskutabel zu sein.

. . . aber gem einsam e W esenszüge

Viele europäische Industrieländer 
ordnen den Raum nach, den  schon 
angedeuteten Prinzipien:

Differenzierte Produktion, mo
dernisierte Landwirtschaft, bes
sere Proportion von gewerb
licher W irtschaft und Landwirt
schaft, höheres Beschäftigungs
niveau, Entballung.

So verfolgt Frankreich den Aus
gleich zwischen Paris und dem 
Westen und Südwesten des Lan
des durch Förderung von Umstel
lungen und Dezentralisierungen. 
Italien macht in der Erschließung 
des Südens Fortschritte. Belgien 
wendet seine Aufmerksamkeit den 
Bergbaurevieren zu und zieht in- 
und ausländische Industrien dort
hin. England bem üht sich darum, 
die Beschäftigungsgrundlagen be
stimmter Landstriche zu verbes
sern. Bemerkenswert sind Über
legungen, die im französischen 
Plankommissariat angestellt w er
den und auf eine neue regionale 
Organisation Frankreichs abzielen. 
Es wird daran gedacht, Gebiets
einheiten zu schaffen, die nach 
wirtschaftlichen Schwerpunkten aus
gerichtet sind und m ehrere De
partements tunfassen.' Ein anderer 
Gedanke zielt darauf ab, Regionen 
nach Art der deutschen Länder ins 
Leben zu rufen, was integrations
politisch besondersiinteressant wäre. 
Das ist aber Zukunftsmusik.

Es ist schwer zu sagen, w ie alle 
diese Bemühungen über das rein 
Formale hinaus integriert werden 
sollen. Dabei stößt man schon auf 
nationale Schwierigkeiten. Sicher
lich kann man an gemeinsame Fi
nanzierungshilfen denken, eine ge
meinsame europäische Konzeption 
hingegen kann nur nach allgemei
nen Richtlinien aufgestellt werden.

A u ch  h ier; P han ta sie

Was gegenwärtig nur sporadisch 
in Erscheinung tritt, ist die groß
zügige sozialhygienische Konzep
tion. W ir w erden an Siedlungen

nach dem Vorbild des französi
schen „Mirail" denken und danach 
streben müssen, die Industrie- 
„Reviere" und Ballungsräume zu 
Industrie-„Landschaften" zu machen. 
Im Ruhrgebiet gibt es schon Bei
spiele für eine solche Lösung. Eine 
andere Möglichkeit bietet die 
„Agrarstadt", die jetzt vielleicht 
noch eigenartig anmutet, aber be
grenzt auch bei uns — in ertrags
fähigen A grargebieten — Zukunft 
haben könnte. Da d ie  Bundesrepu
blik höchstens zwei bis drei Thü- 
nensche Kreise bedeckt, gehört das 
spezialisierte A grarunternehm en in 
die Ballungsräume, während die

Peripherie nicht mehr nur Objekt 
extensiver landwirtschaftlicher Nut
zung zu Erwerbszwecken sein 
sollte, sondern stärker der Auffor
stung und Umgestaltung zum Na
turpark dienen müßte. Die Indu
striegesellschaft braucht Erholung 
in  Naturgebieten, die sie in  kurzer 
Zeit erreichen kann.

Vergessen w ir nicht: Noch nie 
boten sich der Menschheit solche 
Chancen w ie un ter dem in W est
europa herrschenden liberalen Ka
pitalismus. Die Raumordnung kann 
ihren Teil dazu beitragen, seine zivi
lisatorischen Kräfte in noch größe
rem Umfang freizusetzen. (WB)

Marktkonformität und soziale Aufgaben

D ie  ursprüngliche Auffassung von 
den zweckmäßigen Formen des 
freien Spiels d er wirtschaftlichen 
Kräfte innerhalb eines m arktw irt
schaftlich orientierten W irtschafts
systems hat sich gewandelt. Ord
nende Eingriffe des Staates auf po
litischem, wirtschaftlichem und so
zialem Gebiet w erden als etwas 
Selbstverständliches angesehen.

B a llu n g s ' u n d  E ntleerungsbereiche

N egative Begleiterscheinungen 
der freien W irtschaft zeigen sich 
z. B. in d er Ausnutzung des einer 
Volkswirtschaft zur Verfügung 
stehenden Raumes. Im Zuge des 
Industrialisierungsprozesses sind in 
den Ländern, in denen er sich in 
m ehr oder w eniger freiem W ettbe
werb vollziehen konnte, Ballungs
zentren und „leere" Zonen entstan
den. Diese nicht im Gleichgewicht 
verlaufende Entwicklung der ein
zelnen Gebiete einer Volkswirt
schaft beeinträchtigt aber das ge
samtwirtschaftliche Wachstum und 
erzeugt soziale Spannungen.

In den Ballungsgebieten wird der 
Grund und Boden knapp, und die 
Grundstückspreise steigen. Betriebs
erweiterungen sind — vorausge
setzt es steht überhaupt noch Raum 
zur Verfügung — so kostspielig, 
daß ihre Durchführung oftmals zu
rückgestellt werden muß. Auf der 
anderen Seite w erden die W ohn
bedingungen für die arbeitende 
Bevölkerung in diesen Ballungs

zentren immer ungünstiger. Auch 
die so oft erhobene Forderung nach 
betriebsnahen W ohnungen wird 
aus Raummangel unerfüllbar. Die 
Arbeitszeitverkürzungen werden 
durch längeren Zeitaufwand für An
fahrtswege ausgeglichen. Hinzu 
kommt die progressive Steigerung 
der Kosten für Verkehrs- und V er
sorgungseinrichtungen in den Bal
lungszentren. In den „leeren" Zonen 
dagegen gibt es Raum genug, der 
für Industrieansiedlungen aufge
schlossen werden könnte. Der über
wiegende Teil des A rbeitspoten
tials wird auch in konjunkturell 
günstigen Zeiten nicht vollständig 
ausgenutzt. Die Menschen wandern 
ab und verstärken noch die Kon
zentration in den Ballungsräumen.

W irtscha ftsfre iheit con tra  P la n u n g

Da die freie M arktw irtsdiaft aber 
hinsichtlich der Ausnutzung des 
Raumes zu Fehlentwicklungen führt, 
besteht für den Staat auch auf 
diesem Gebiet die Verpflichtung, 
ordnend einzugreifen. Die wichtig
sten Aufgaben der Raumordnungs
politik sind die Dezentralisierung 
der Ballungszentren und die „Auf
füllung“ der leeren Räume, d. h. es 
muß ein Ausgleich zwischen den 
verschieden strukturierten W irt
schaftsgebieten eines Landes ge
schaffen werden.

W ährend aber die Notwendig
keit einer Raumordnungspolitik im 
allgemeinen bejaht wird, gehen die
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Meinungen über die anzuwenden
den Maßnahmen weit auseinander. 
Die einen fordern eine umfassende 
Neuordnung der W irtsdiaftsgebiete, 
um eine möglichst ideale Struktur 
der räumlichen Gegebenheit einer 
Volkswirtschaft zu erreichen. Die 
Gegner einer solchen Raumord
nungspolitik befürchten aber, daß 
dadurch eine generelle Einschrän
kung der freien Standortwahl er
folgt, die ein wesentlicher Bestand
teil des freien wirtschaftlichen Han
delns ist. Vielfach glaubt man auch, 
daß die Raumordnungspolitik plan
wirtschaftlich ausgerichtet sein muß. 
Schuld daran dürften nicht zuletzt 
die Erinnerungen an raumpolitische 
Maßnahmen sein, die überwiegend 
an militärischen Zielsetzungen aus
gerichtet waren und mit entspre
chender Konsequenz durchgesetzt 
wurden. Auch befürchtet man, daß 
in Jahrzehnten gewachsene Kon
zentrationszonen, die über eine 
große Leistungskraft verfügen, in 
kurzer Frist zerschlagen werden, 
nur um eine mustergültige Raum
ordnung durchzusetzen.

Daß die Raumordnungspolitik 
nicht diese Form annehmen muß, 
zeigen die Maßnahmen in einigen 
EWG-Ländern.

R estr ik tive  M a ß n a h m en , aber  
m it E in schränkung

Eine vernünftige Raumordnungs- 
poMtik im Rahmen der freien 
Marktwirtschaft wird sich immer 
marktkonformer M ittel bedienen 
können. Oft genügen Empfehlun
gen der Institutionen, die sich ein
gehend mit der Erforschung der 
vorhandenen Räume befassen, um 
die Standortwahl in die gewünsch
ten Bahnen zu lenken. Manche Be
triebe bevorzugen heute noch aus 
Tradition Konzentrationszentren, 
ohne z. B. zu bedenken, daß sich 
die Standortbedingungen in den 
„leeren" Zonen schon erheblich 
verbessert haben.

Erst wenn die entwicklungsbe
dingten Zustände bereits kata
strophale Formen angenommen ha
ben, wird es notwendig sein, eine 
Raumordnungspolitik einzuschla
gen, die über die indirekte Steue
rung durch finanz-, wirtschafts- 
und verkehrspolitische Maßnahmen 
hinausgeht. H ier werden restrik

tive Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, um eine Verschlechterung 
der Zustände aufzuhalten.

So versucht Frankreich mit al
len zur Verfügung stehenden Mit
teln, den Pariser Ballungsraum zu 
entlasten. Für die Errichtung und 
Erweiterung von Gewerbebetrieben 
in Paris und Umgebung ist ein 
umfassendes Genehmigungssystem 
eingeführt worden. Gleichzeitig 
werden denjenigen Unternehmern 
Prämien gezahlt, die ihren Stand
ort von Paris in  die Provinz ver
legen. In den Landgebieten sind 
regionale W irtschaftsausschüsse und 
EntwicklungsgeseHschaften gebildet 
worden, die über zahlreiche Mög
lichkeiten verfügen, die lokalen In- 
dustrialisierungsbemühungen vor
anzutreiben.

W enn die Raumordnungspolitik 
aus restriktiven Maßnahmen be
steht oder bestehen muß, findet 
sie ihre Grenzen im Rahmen der 
Marktwirtschaft. Das m arktw irt
schaftliche Prinzip der freien Stand
ortwahl wird dann nicht mehr be
achtet. Deshalb sollten Ansied
lungsverbote oder -geböte nur so 
lange ausgesprochen werden, bis 
die Raumordnungssünden der Ver
gangenheit beseitigt sind. A nderer
seits wird eine allzu liberal durch
geführte Raumordnungspolitik nur 
in the long run größere Erfolge 
erzielen können. H ier einen Mit
telweg zu finden, w ird eine der 
schwierigsten Aufgaben bei der 
angestrebten Koordinierung der 
raumordnerischen Maßnahmen in 
der Bundesrepublik sein. (H.K.)

Konstruktive Hilfe, kein Interventionismus

W ie einfache Gemüter hin und 
wieder behaupten, das W esen der 
Demokratie bestehe darin, daß 
jeder tun könne, was er wolle, so 
wird auch gelegentlich der w irt
schaftliche Liberalismus mit Zügel
losigkeit verwechselt. Dabei be
deutet doch der Grundsatz der poli
tischen und wirtschaftlichen Frei
heit, daß man sich auf den Sinn 
für freiwillige Verantwortung ver
lassen kann. W ird eine freiheit
liche W irtschaftsauffassung so ver
standen, dann ist eine vernünfti
ge Raumordnungspolitik selbstver
ständlich in ihr möglich.

D as britische B eisp iel

Die p'robe aufs Exempel bietet 
die britische Raumordnungspolitik, 
die insbesondere seit dem Ende 
des zweiten W eltkrieges in vieler 
Hinsicht gestaltend eingegriffen 
hat. Neue Städte wurden an sorg
fältig ausgew ählten Standorten 
aufgebaut, die Aussiedlung aus 
überfüllten Industriezonen wurde 
planmäßig gefördert, die langfri
stige und großräumige V erkehrs
planung wurde systematisch in 
Angriff genommen, Investitionen 
und A rbeitskräfte wurden in ge
wisse Bezirke gelenkt. N atur

schutzgebiete wurden gegenüber 
einem willkürlichen Zugriff der 
Bauspekulanten eingehegt, die 
landwirtschaftliche Anbauplanung 
w irkte sich nicht nur agrarpoli
tisch, sondern auch raumpolitisch 
aus, die Baupolizei machte sich 
landschaftsgärtnerische und denk
malspflegerische Gesichtspunkte zu 
eigen. Die Küstenbefestigung und 
der Landschaftsschutz führten zu 
immer w eiter greifenden Über
legungen in bezug auf die Abfall- 
und Abwässerbeseitigung, nidit 
zuletzt im Zusammenhang mit der 
„Ölpest“ an den Küsten und der 
Verseuchung der Binnengewässer 
durch industrielle Abfallprodukte. 
Sorgfältig w urde untersucht, ob 
das Ausmaß d er Landflucht in 
einem gegebenen Fall vertretbar 
sei, andernfalls w urden besondere 
Förderungsm aßnahmen zugunsten 
einer bedrohten Landschaft, wie 
z. B. der Hebriden, ergriffen.

Die Fülle der Einzelmaßnahmen 
fügte sich nach und nach zu einem 
Gesamtbild, in dem der zu spät 
einsetzende Interventionism us we
niger Bedeutung hatte als die kon
struktive Planung auf lange Sicht. 
Insbesondere die staatlichen Maß
nahmen zur Förderung des W oh
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nungsbaus bilden nur Teile einer 
übergreifenden Raumordnungspo
litik.

Die Pioniere des Raumordnungs
gedankens in Großbritannien mö
gen hier und da wie Sektierer ge
redet haben — heute sind ihre 
Ideen Gemeingut der verantw ort
lichen Verwaltungsbeamten und 
Politiker geworden. Es gibt kaum 
parteipolitische Meinungsverschie
denheiten.

K eine  dogm atischen  P rin z ip ien

Im letzten W ahlkampf Nord
rhein  - Westfalens erfolgte kein 
grundsätzlicher Einspruch gegen 
Wahlparolen, die reines W asser 
und frische Luft für das Ruhrge
b ie t forderten. Man w ar allenfalls 
ärgerlich, wenn diese allgemein
gültigen Forderungen von einer 
Partei für ihr eigenes Programm 
besonders in Anspruch genommen 
wurden. Die Absicht der Raumord
nungspolitik ist sicher nicht die 
Verwirklichung einer vorgeplanten 
Utopie, sondern vielmehr die 
Durchsetzung nützlicher Einzelmaß
nahmen, die nur dann ihren Zweck 
erfüllen können, wenn sie aufein
ander abgestimmt sind. W enn eine 

• Investition an einer bestimmten 
Stelle vorgenommen wird, w äre es 
unverantwortlich, sie  an anderer 
Stelle durch Lethargie oder Fehl
leitungen ihres Nutzwertes zu be
rauben. Die Raumordnungspolitik 
in  einer freiheitlichen Wirtschaft 
verfolgt also praktische Zwecke 
und basiert nicht auf dogmatischen 
Prinzipien.

Ihre einzelnen Maßnahmen sind 
von der Konjunkturlage abhängig. 
A n Hand des britischen Beispiels 
läßt sidi gut zeigen, wie die Inten
sitä t der Industrieförderungsmaß
nahmen für einzelne Regionen 
wechselte, je  nachdem, ob die herr
schende Konjunkturlage diesen 
betreffenden Landschaften eine 
Chance zu geben schien oder nicht. 
Die Aufgabe der Raumordnungs
politik lag in der sorgfältigen Be
obachtung aller Symptome und in 
dem rechtzeitigen, vorsorglichen 
Eingreifen, wie es etwa in Nord
schottland oder in Lancashire ge
schah.

Strukturverbesserungen  durch  
su p ra n a tio n a le  P o litik  . . .

Eine konstruktive, nicht nur ku
rative Raumordnungspolitik wirkt 
sich selbstverständlich strukturver
ändernd aus. Ein besonders gutes 
Beispiel  ̂bieten hierfür die W ir
kungen des Grünen Plans in vie
len deutschen Landschaften, die 
Arbeit des Ruhrsiedlungsverbandes 
oder der Erfolg des „Programm 
Nord" im Landesteil Schleswig.

Gerade dieses „Programm Nord" 
nimmt keine Rücksicht auf staat
liche Grenzen. Es steht in Wech
selwirkung und in logischem Zu
sammenhang mit den Raumord
nungsmaßnahmen, die Dänemark 
für Nordschleswig getroffen hat 
und die in  klassischer W eise zei
gen, daß Raumordnung nicht nega
tiven Interventionismus zu bedeu
ten braucht, sondern im Gegenteil 
konstruktive Hilfe. Der Aachener 
„Raum", das W irtschaftsgebiet von 
Straßburg und Kehl, der A usstrah
lungsbereich von Basel oder Schaff
hausen, das Gebiet um den Boden
see, die Stadtballung Salzburg— 
Freilassing lassen sich nicht ordnen, 
die saarländischen oder lothringi
schen Fragen lassen sich ebenso
wenig lösen wie die Fragen des 
Gebietes zwischen Lille und Char
leroi oder der Landschaft zwischen 
M arseille und Genua, wenn man 
sich an die gegenwärtigen politi
schen Staatsgrenzen halten muß.

W ohl erzwingen Trennungsgren
zen Maßnahmen, die einer rationa
len Ordnung des Raumes zu w ider
sprechen scheinen, aber an der 
innerdeutschen Zonengrenze und in 
der Stadtplanung Berlins gibt es 
heute genug Beispiele dafür, daß 
man einem akuten Notstand, etwa 
auf dem Gebiet der V erkehrsord
nung, abhelfen kann, ohne einer 
übergreifenden Planung den Weg 
zu verbauen. Freilich gibt es in 
der V ergangenheit traurige Beispie
le dafür, wie staatlicher Egoismus 
vernünftige Maßnahmen verhin
dern kann. Es war z. B. nicht ge
glückt, das gesamte schlesische In
dustrierevier im Interesse seiner 
Bewohner und des wirtschaftlichen 
Höchsterfolges vernünftig zu pla
nen. Die Situation an der Weichsel

mündung und der Nordgebiete der 
Adria bieten w eitere w arnende Bei
spiele.

. . .  fü r  e ine  europäische In teg ra tio n

Die gegenseitige Zuordnung von 
Erz und Kohle, von Hinterland und 
Hafen, von W asserreserven und 
energie- oder wasserarm en Ebenen 
wird immer dann zu ihrem Recht 
kommen, wenn Staatsgrenzen zu
gunsten des wirtschaftlichen Lebens 
an Bedeutung einbüßen. Die Raum
ordnungspolitik würde also eine 
europäische Integration nicht för
dern, wenn sie nicht deren Inter
essen schon von Beginn an  be
rücksichtigt. Umgekehrt würde je 
doch eine europäische Integration 
an jeder beliebigen Grenze Raum
ordnungsmaßnahmen möglich ma
chen, die ohne sie gar nicht begon
nen werden können. ^

Natürlich ist es möglich, daß sich 
dann wirtschaftliche Strukturen 
verändern, nicht etwa wegen einer 
Raumordnungspolitik im imaginä
ren Raum, sondern wegen der fak
tischen W irkung von Grenzlocke- 
rungen auf Standortwechsel, Preise, 
Verkehrsverbindungen und Inve
stitionen. Wirtschaftlich blühende 
Gegenden werden einen Rückgang 
erleben, andere Gegenden oder 
Ortschaften werden aufleben. Eine 
Raumordnungspolitik mit freiheit
lichem Geist w ird diese Folge auf 
sich nehmen, denn die Vernunft der 
Dinge selbst ist ja  bis zu einem ge
wissen Grade vernünftiger als das 
Wunschdenken der interventionisti
schen „Macher".

Es kommt darauf an, daß man 
vorausschauend derartige Möglich
keiten in das Planungsdenken ein
bezieht. Dann wird man an allen 
Grenzen, so wie an der Zonen
grenze, zwiar manche Notmaßnahme 
treffen müssen, aber, wie hier, die 
Abstimmung auf Notwendigkeiten 
und Absichten der anderen jenseits 
der Grenze in die Planung einbe
ziehen. Da es kaum einen europäi
schen Staat gibt, der nicht Raum
ordnungspolitik treibt und entspre
chende Verwaltungsbehörden be
sitzt, dürfte die gegenseitige V er
ständigung auf europäischer Ebene 
nicht allzu schwer sein. (-ff-)
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Brüsseler Nachlese

Das Scheitern der Brüsseler Ver
handlungen hat Großbritannien 

enttäuscht, ernüchtert, aber auch 
beruhigt. Enttäuscht insofern, als 
nun der so dringend nötige Ansporn 
zu intensivem  W ettbew erb inner
halb des Gemeinsamen M arktes aus
bleibt, ernüchtert, indem Englands 
prekäre „Sonderstellung“ zwischen 
Europa und Übersee besonders 
kraß dem onstriert wurde, und be
ruhigt, weil dem Lande nun die 
schwere Partnerw ahl erspart und 
Zweifeln und Ungewißheit ein Ende 
gesetzt wurde.

R eg e  D ip lo m a tie  in  E n g la n d

Der Anschluß an die W irtschafts
gemeinschaft w ar — uiid ist auch 
heute noch — für Großbritannien 
wirtschaftlich attraktiv, aber poli
tisch bedenklich oder zumindest 
verfrüht. Es hätte  deshalb nicht 
überrascht, wenn man nach dem 
brüsken Abbruch alle Energien auf 
das wirtschaftliche Gebiet konzen
triert und in der politischen Sphäre 
zunächst eine Beruhigungspause 
eingeschaltet hätte. Statt dessen hat 
die britische Regierung aber sofort 
eine rege diplomatische Tätigkeit 
entfaltet, um mit den fünf „ande
ren“ und natürlich auch m it den 
USA, dem Commonwealth und den 
übrigen EFTA-Ländern in „Fühlung 
zu bleiben"; denn bei allen Extra
touren des einen oder anderen Part
ners hängt der politische und diplo
matische Erfolg des W estens und 
letztlich selbst die Existenz aller 
Staaten Europas von seiner unbe
dingten Einheit ab. Ressentiments 
spielen in der englischen Politik nie 
eine Rolle, und man will ln London 
vor allem keine Risse im A tlanti
schen Bündnis entstehen lassen.

B eruh igende  W irtschaftsprognosen

Solche diplomatische Fühlung
nahme kann aber nur als Notbehelf 
gelten. Schließlich hängt Großbri
tanniens Stellung in der W elt und 
in Europa von seiner wirtschaft
lichen Stärke ab, und man weiß in 
London nur zu gut, daß hier viel zu 
tun und nachzuholen ist. An Mög
lichkeiten für tatkräftiges Handeln 
fehlt es nicht. Die vorhandenen 
Arbeits- und Kapazitätsreserven 
erlauben eine schnelle und be-

trächtlichie Produktionssteigerung, 
und die ersten, vorerst bescheide
nen Schritte zur Intensivierung der 
W irtschaftstätigkeit sind getan.

Die W ährungslage bleibt prekär, 
doch sollte die erprobte Zusam
m enarbeit mit anderen Zentralban
ken etwaige Probleme lösen helfen; 
der erste Schock nach dem Bruch 
m Brüssel wurde ohne Schwierig
keiten überwunden. Die Verfassung 
des Kapitalm arktes und der Staats
finanzen gestattet ein großzügiges 
Budget und fiskalische Reformen, 
für die auch politische Erwägungen 
sprechen; die Subventionen für die 
Landwirtschaft zum Beispiel müssen 
und können abgebaut werden.

K e in  v ier ter  W irtscha ftsb lock!

Im Außenhandel hatten  gerade 
die aktivsten und leistungsfähig
sten Wirtschaftszweige ihre Pläne 
auf enge Zusammenarbeit mit der 
W irtschaftsgemeinschaft abgestellt. 
Insoweit diese Pläne Produktions
und M ontagestätten auf dem Kon
tinent vorsahen, w ird der Abbruch 
der Verhandlungen sie kaum  be
einträchtigen; man fürchtet in Eng
land eher, daß Fabrikationsverlage
rungen auf den Kontinent zu über
mäßiger Kapitalabwanderung füh
ren könnten, besonders seitens 
amerikanischer Unternehmen, die 
Fabriken in England durch kontinen
tale A ufträge auslasten. In einigen 
der am schnellsten wachsenden In
dustriezweige, zum Beispiel in der 
Chemie, ist aber schon seit einiger 
Zeit sowohl bei britischen als auch 
bei kontinentalen Konzernen eine 
Tendenz zu beobachten, Fabrika
tionsmöglichkeiten in den Entwick
lungsländern mehr Aufmerksam
keit zu widmen. In dem Maße, wie 
sich das Wachstumstempo in Eu
ropa verlangsamt, schenkt man In
vestitionsvorhaben außerhalb Eu
ropas mehr Beachtung.

W enn sich die W irtschaftsgemein
schaft, wie manche Beobachter in 
England für wahrscheinlich halten, 
in Richtung auf eine hochprotektio
nistische Zollunion entwickelt, w er
den die anderen M itglieder der 
Freihandelszone und des Common
w ealth stärker als bisher auf den

englischen M arkt angewiesen sein. 
Einer solchen Entwicklung würde 
man aber in England mit gemisch
ten Gefühlen entgegensehen, denn 
die britische W irtschaft braucht den 
W elthandel und wünscht keines
falls, einen vierten  Wirtschaftsblock 
neben den USA, dem Gemeinsamen 
M arkt und seinem kommunistischen 
Gegenstück zu bilden. Andererseits 
schätzt man in England als ein be
deutsames Faktum, daß der Verlauf 
der Brüsseler Verhandlungen die 
weitgehende Parallelität der In ter
essen des Commonwealth und der 
Freihandelszone mit denen Eng
lands offenbarte.

K e in e  A lte rn a tiv e , so ndern  
E rg ä n zu n g en

Eine Bereinigung der Beziehungen 
zwischen Industrie- tm d Entwick
lungsländern erscheint dringend er
forderlich, wie überhaupt das Miß
verhältnis zwischen Rohstoff- und 
Fertigwarenpreisen auf dem W elt
m arkt auf die Dauer nicht einfach 
ignoriert w erden kann. Die Lösung 
dieser Probleme hätte  England 
lieber als M itglied der W irtschafts
gemeinschaft in  Angriff genommen. 
Unter den gegenwärtigen Umstän
den wird viel von der Haltung der 
W irtschaftsblöcke auf den beiden 
Seiten des N ordatlantik abhängen 
und insbesondere von ihrer Bereit
schaft, den Blick nach außen zu 
richten.

England sieht sich nun — keines
wegs ungern — in der Rolle des 
S treiters für einen freien Handel 
und in der des Beschützers der über
seeischen W eltm arktversorger mit 
Lebensmitteln und Rohstoffen be
stätigt. In dieser Hinsicht decken 
sich die britischen Interessen voll
auf mit denen der Überseeländer. 
Die Tatsache der gegenseitigen Ab
hängigkeit, die England in seiner 
V erteidigungspolitik eine Stellung 
zwischen den USA und Kontinental
europa aufzwingt, fordert von ihm 
in der W irtschaftspolitik mit glei
cher Logik eine M ittlerstelle zwi
schen dem Commonwealth und dem 
Gemeinsamen Markt. Der Abbruch 
der Brüsseler V erhandlungen hat 
diese N otw endigkeit nur noch 
unterstrichen. (A)
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